	Gemeinnützigkeit eines Vereins – allgemeine Erläuterungen


Für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit muss ein Verein eine Reihe von Voraussetzungen erfüllen. Er muss nach seiner Satzung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung selbstlos, ausschließlich und unmittelbar die Allgemeinheit fördern. Die Grundsätze für die Gemeinnützigkeit sind im Abschnitt „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51–68 AO) geregelt.

Damit ist zunächst zu klären, ob der beabsichtigte Vereinszweck überhaupt unter die Vorschriften/
Bedingungen der Gemeinnützigkeit fällt.

Begünstigte Zwecke

1.
Gemeinnützige Zwecke: Die Tätigkeit des Vereins ist darauf gerichtet, die Allgemeinheit auf materiellem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern (vgl. § 52 AO).
2.
Mildtätige Zwecke: Der Verein verfolgt mildtätige Zwecke, wenn seine Tätigkeit darauf gerichtet ist, Personen selbstlos zu unterstützen, die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen oder als Bedürftige i.S.d. § 53 AO anzusehen sind.

3.
Kirchliche Zwecke: Die Tätigkeit des Vereins ist darauf gerichtet, eine Religionsgemeinschaft, die Körperschaft des öffentlichen Rechts ist, selbstlos zu fördern (vgl. § 54 AO).

Die Anerkennung zur Erlangung der steuerlichen Vergünstigungen kann neben den eingetragenen Vereinen (e.V.) auch nichtrechtsfähigen Vereinen (vgl. § 51 des Anwendungserlasses zur AO), Stiftungen, GmbHs und anderen Gesellschaftsformen erteilt werden.

Nachdem die formalen, satzungsmäßigen Voraussetzungen erfüllt sind, ist für die tatsächliche Geschäftsführung laufend der Nachweis zu erbringen, dass diese auf die ausschließliche und unmittelbare Erfüllung steuerbegünstigter Zwecke gerichtet ist. Der Nachweis ist durch ordnungsgemäße Aufzeichnung der Einnahmen und Ausgaben gegenüber dem Finanzamt zu führen (siehe hierzu auch § 63 AO).

Der Freistellungsbescheid gilt ab Ausstellungsdatum für die Dauer von fünf Jahren. Alle drei Jahre muss eine Vermögensübersicht sowie Aufwands-/Ertragsrechnung beim Finanzamt eingereicht und ein neuer Freistellungsbescheid beantragt werden.

Der gemeinnützige Verein ist berechtigt, unmittelbar Spenden entgegenzunehmen und Zuwendungsbestätigungen nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck (§ 50 Abs. 1 EStDV) auszustellen.

Was spricht für oder gegen eine Gemeinnützigkeit?

Vorteile

Der gemeinnützige Verein verfügt über eine Reihe steuerlicher Privilegien, die der Vereinsentwicklung in der Praxis äußerst förderlich sind:

a.
Ausstellung von Spendenbescheinigungen

Der gemeinnützige Verein kann zur Finanzierung seiner satzungsgemäßen Vorhaben den Förderern/Spendern durch Erteilung einer Spendenbescheinigung steuerliche Vorteile verschaffen.

Beispiel

Ein Mitglied und Gönner des als gemeinnützig anerkannten Vereins „Muster G e.V.“ möchte seinen Verein finanziell unterstützen. Er wäre bereit, 1.000 € zu spenden. Der Steuerberater des Mitglieds erstellt für seinen Mandanten folgende Berechnung:

Spendenabzug in der Steuererklärung:
1.000 €
persönlicher Steuervorteil (30 %):
300 €
Das Mitglied kann mit einer Steuerrückerstattung i.H.v. 300 € rechnen und ist nun bereit, dem Verein 1.300 € zukommen zu lassen. Die Steuererstattung hieraus beträgt natürlich bei einer Steuerbelastung von 30 % ca. 390 €.

Durch die Befugnis, steuermindernde Spendenbescheinigungen auszustellen, ist der Verein in der Lage, sich größere Mittel aus Spenden zu beschaffen!
b.
Bildung von Rücklagen und Gebot der zeitnahen Mittelverwendung

Ein gemeinnütziger Verein muss sämtliche Mittel zeitnah für seine steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verwenden. Als zeitnah wird allgemein eine Verwendung der Mittel bis zum Ende des auf den Zufluss folgenden Wirtschaftsjahres angesehen.

Die Bildung von „zweckgebundenen Rücklagen“ sowie einer „freien Rücklage“ ist im begrenzten Umfang möglich.

Eine zweckgebundene Rücklage kann z.B. gebildet werden, wenn die Mittel für größere Investitionen zunächst über einen bestimmten Zeitraum (zwei bis vier Jahre) angesammelt werden müssen (Beispiel: Bau/Kauf eines Vereinsheims, von Sportanlagen, eines Museums etc.).
Vereine müssen finanziell immer in der Lage sein, ihren Verpflichtungen nachzukommen. Dies schon deshalb, weil es im Fall eines Verlusts erfahrungsgemäß schwer ist, auf die Mitglieder durch Sonderbelastungen zurückzugreifen. Der Verein wäre dann in seiner Existenz gefährdet.

Bei der Gründung verfügen Vereine üblicherweise über keinen Kapitalstock. Um finanzielle Risiken aus dem Betrieb des Vereins abzudecken, kann eine finanzielle Rücklage gebildet werden, beispielsweise in Höhe einer Jahresausgabe. Der Verein sollte diese begründen und hierzu einen Beschluss fassen.

c.
Steuerfreigrenzen

Soweit ein Verein einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält, unterliegt er naturgemäß den gleichen Abgabeverpflichtungen wie die übrigen Gewerbetreibenden. Um einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb handelt es sich immer dann, wenn der Verein Aktivitäten entfaltet, die auch von Gewerbetreibenden angeboten werden. Typische Fälle: der Verkauf von Kuchen, Getränken oder sonstigen Speisen anlässlich von Ausstellungen oder die Durchführung von Geselligkeitsveranstaltungen zur Erzielung von Einnahmen aus Eintrittsgeldern, dem Verkauf von Vereinsartikeln und Ähnlichem sowie von Speisen und Getränken.

Der nicht als gemeinnützig anerkannte Verein unterliegt hier den gleichen steuerlichen Abgaben und Aufzeichnungspflichten. Das bedeutet, je nach Umsatz und Ergebnis, die Zahlung von Umsatz-, Gewerbe- und Körperschaftsteuer.

Aufzählung der Steuerprivilegien des gemeinnützigen Vereins:

–
Körperschaftsteuer: Der Zweckbetrieb und der ideelle Bereich des Vereins sind nicht körperschaftsteuerpflichtig (§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG).

–
Zinsabschlagsteuer: Es reicht eine Kopie des zuletzt erteilten Freistellungsbescheids (nicht älter als fünf Jahre) aus, um beim Anlageinstitut eine Abstandnahme vom Zinsabschlag/von der Kapitalertragsteuer zu bewirken.
–
Gewerbesteuer/Körperschaftsteuer beim wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb: Gemäß § 64 Abs. 3 AO sind wirtschaftliche Geschäftsbetriebe des Vereins von der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer befreit, soweit die Einnahmen die Grenze von 35.000 € im Jahr nicht übersteigen.

Wird diese Grenze überschritten und ein positives Ergebnis im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb erzielt, unterliegt dieses der Besteuerung, soweit der Freibetrag von 5.000 € bei der Gewer​besteuer (§ 11 Abs. 1 Nr. 2 GewStG) bzw. von 5.000 € bei der Körperschaftsteuer (§ 24 KStG) überschritten wird.

Hinweis

Werden im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb Verluste erzielt, besteht das Risiko der rückwirkenden Aberkennung der Gemeinnützigkeit! Maßgeblich ist, ob über die vergangenen (ca. drei) Jahre saldiert Verluste erzielt wurden.

–
Umsatzsteuer: Die Finanzverwaltung verzichtet auf die Erhebung der Umsatzsteuer, soweit die Grenzen des Kleinunternehmerparagraphen (§ 19 Abs. 1 UStG) nicht überschritten werden.

Eine Befreiung von der Umsatzsteuer erfolgt gem. § 19 Abs. 1 UStG, soweit die Umsätze im vorangegangenen Wirtschaftsjahr 22.000 € (bis Veranlagungszeitraum 2019: 17.500 €) nicht überstiegen haben und im laufenden Wirtschaftsjahr 50.000 € voraussichtlich nicht übersteigen werden (gilt für alle Vereine).

Soweit die vorgenannten Grenzen überschritten werden, gilt Folgendes:

Die Umsätze aus den wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben unterliegen der Regelbesteuerung mit dem lt. Umsatzsteuergesetz jeweils anzuwendenden Steuersatz. Im Gegenzug kann die auf den Eingangsrechnungen ausgewiesene Umsatzsteuer (Vorsteuer) von der abzuführenden Mehrwertsteuer abgesetzt werden.

Alle Vereinsumsätze, die nicht dem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zuzuordnen sind, unterliegen dem ermäßigten Steuersatz von 7 % (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 UStG). Verschiedene Umsätze sind nach den Vorschriften des § 4 UStG (Nr. 18, 20–26) steuerfrei.

Bei kleineren Vereinen (Umsätze unter 35.000 €) können die abziehbaren Vorsteuern wahlweise mit einem Durchschnittssatz von 7 % berechnet werden.

Die Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen und Spenden sind immer umsatzsteuerfrei. Die Einnahmen aus Eintrittsgeldern der Besucher zu kulturellen Veranstaltungen unterliegen dem ermäßigten Steuersatz i.H.v. 7 %.

Die Vorsteuerbeträge (bezahlte Umsatzsteuer) für Kosten, die in direktem Zusammenhang mit den steuerpflichtigen Einnahmen stehen, werden auf separaten Buchhaltungskonten geführt und bei der ermittelten Umsatzsteuer in voller Höhe gegengerechnet. Vorsteuerbeträge für Kosten, die zum Teil dem nichtumsatzsteuerpflichtigen Bereich (ideeller Bereich) und zum Teil dem umsatzsteuerpflichtigen Bereich zuzuordnen sind, werden nach sachgemäßer Schät​zung aufgeteilt.

–
Erbschaftsteuer: Zuwendungen an gemeinnützige Vereine sind von der Erbschaft-/Schenkung​steuer befreit (§ 13 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. b, Nr. 17 ErbStG).
–
Grundsteuer: Der für gemeinnützige Zwecke verwendete Grundbesitz der Vereine ist von der Grundsteuer befreit (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. b GrStG).

d.
Öffentliche Mittel und Zuschüsse/Mitgliedschaft in gemeinnützigen Verbänden

Für die Gewährung öffentlicher Mittel und Zuschüsse ist die Anerkennung als gemeinnütziger Verein oftmals die Grundvoraussetzung. Das Gleiche gilt für die Mitgliedschaft in anderen gemeinnützigen Organisationen oder Verbänden. Dies ergibt sich schon alleine daraus, dass diese gemeinnützigen Organisationen ebenfalls ihre Mittel nur für gemeinnützige Zwecke verwenden dürfen.

Nachteile

Die wesentlichen Nachteile eines gemeinnützigen Vereins lassen sich in vier Punkten zusammenfassen:

1.
strenge Aufzeichnungs-, Buchführungs- und Nachweispflichten zur Mittelverwendung

2.
streng vorgeschriebene Mittelverwendung für die gemeinnützigen, satzungsgemäßen Aufgaben, insbesondere keine Verwendung für nichtgemeinnützige Zwecke wie z.B. zur Geselligkeit der Mitglieder etc.

3.
Der gemeinnützige Verein zwingt zur Förderung der Allgemeinheit. Eine Förderung von bestimmten Interessengruppen, die nicht allen zugänglich sind (Beispiel: Betriebssportverein – beschränkt auf die Arbeitnehmer des Unternehmens), ist nicht möglich.

4.
Höchstgrenzen für Mitgliedsbeiträge, Mitgliederumlagen und Aufnahmegebühren:
Beitrag maximal 1.023 € p.a./Aufnahmegebühr maximal 1.534 € p.a.
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